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4 0 8 . Bundesgesetz: Sicherheitskontrollgesetz
4 0 9 . Bundesgesetz: Neuerliche Änderung des Katastrophenfondsgesetzes
4 1 0 . Bundesgesetz: Unentgeltliche Übertragung von Bundesdarlehen gegen die Kupferbergbau

Mitterberg Gesellschaft m. b. H. an die Österreichische Industrieverwaltungs-
Aktiengesellschaft

4 1 1 . Bundesgesetz: Behandlung eines Vermögenswertes des Sondervermögens „Deutsche Um-
siedlungs-Treuhand-Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Niederlassung
Innsbruck in Liquidation"

4 1 2 . Bundesgesetz: Gehaltskassengesetznovelle 1972
4 1 3 . Bundesgesetz: Rezeptpflichtgesetz

4 0 8 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1972
über die Einrichtung eines Sicherheitskon-
trollsystems zur Gewährleistung der fried-
lichen Verwendung der Atomenergie (Sicher-

heitskontrollgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erfassung und Aufhebung der Vorschrif-
ten des Art. II sowie die Vollziehung dieser
Vorschriften sind für die Zeit der Geltungsdauer
des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung
von Atomwaffen, BGBL Nr. 258/1970, auch in
den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

§ 1. (1) Zur Gewährleistung der Verwendung
der Atomenergie für ausschließlich friedliche
Zwecke wird ein Sicherheitskontrollsystem ein-
gerichtet.

(2) Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet:
1. „Besonderes spaltbares Material" Pluto-

nium 239; Uran 233; mit den Isotopen 235
oder 233 angereichertes Uran; jedes Material,
das einen oder mehrere der vorgenannten Stoffe
enthält, entsprechend dem Statut der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation (BGBl. Nr. 216/
1957). Der Ausdruck „besonderes spaltbares
Material" schließt jedoch „Ausgangsmaterial"
nicht ein;

2. „Mit den Isotopen 235 oder 233 angerei-
chertes Uran" Uran, das die Isotope 235 und
233 oder eines davon in einer Menge enthält,
daß das Verhältnis der Summe dieser Isotope
zum Isotop 238 größer ist als das in der Natur
vorkommende Verhältnis;

3. „Ausgangsmaterial" Uran, das die in der
Natur vorkommende Isotopenzusammenset-
zung enthält; Uran mit vermindertem Gehalt
am Isotop 235; Thorium; jeden der vorgenann-
ten Stoffe in Form von Metallen, Legierungen,
chemischen Verbindungen oder Konzentraten;

4. „Ausrüstung oder Material" jene Waren,
welche für die Aufarbeitung, Verwendung oder
Herstellung von besonderem spaltbaren Mate-
rial besonders konstruiert oder vorbereitet sind
und durch Verordnung gemäß § 4 Abs. 4 fest-
gestellt werden;

5. „Eröffnungsinventar" das Ergebnis jener
ersten Bestandsaufnahme an Ausgangs- oder
besonderem spaltbaren Material, welche ein In-
haber durchzuführen hat und das dieser der
Kontrollbehörde zu übermitteln hat;

6. „Auslegung" Aufbau oder Konstruktion
einer Anlage;

7. „Anlage"
a) einen Reaktor, eine kritische Anlage, eine

Brennstofferzeugungsanlage, eine Aufbe-
reitungsanlage, eine Isotopentrennanlage
oder eine gesonderte Lagereinrichtung
oder

b) jede Stelle, wo Ausgangs- oder besonderes
spaltbares Material in Mengen, die ein
effektives Kilogramm überschreiten, übli-
cherweise in Verwendung steht;
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8. „Effektives Kilogramm" eine besondere
Einheit, die bei der Sicherheitskontrolle von
Ausgangs- oder besonderem spaltbaren Material
verwendet wird. Den Betrag in effektiven Kilo-
gramm erhält man:

a) bei Plutonium (Pu) aus seinem Gewicht in
Kilogramm;

b) bei Uran (U) mit einer Anreicherung von
0•01 (1%) und darüber aus seinem Gewicht
in Kilogramm multipliziert mit dem
Quadrat seiner Anreicherung;

c) bei Uran mit einer Anreicherung von
weniger als 0•01 (1%) und mehr als 0•005
(0•5%) aus seinem Gewicht in Kilogramm
multipliziert mit 0•0001 und

d) bei angereichertem Uran mit einer Anrei-
cherung von 0•005 (0•5%) oder darunter
und bei Thorium aus ihrem Gewicht in
Kilogramm multipliziert mit 0•00005;

9. „Materialbilanzbereich" einen Bereich inner-
halb oder außerhalb einer „Anlage", der fol-
gende Eigenschaften hat:

a) Die Menge des Ausgangs- oder besonderen
spaltbaren Materials kann bei jeder Ver-
bringung in jeden Materialbilanzbereich
oder aus diesem bestimmt werden und

b) der Bestand an Ausgangs- oder besonderem
spaltbaren Material kann, wenn nötig,
nach festgelegten Verfahren in jedem die-
ser Materialbilanzbereiche bestimmt wer-
den,

sodaß die Materialbilanz für die Zwecke der
Sicherheitskontrolle erstellt werden kann.

§ 2. Dem Sicherheitskontrollsystem unter-
liegen:

1. Ausgangsmaterial,
2. Besonderes spaltbares Material und
3. Ausrüstung oder Material, die bzw. das

für die Aufarbeitung, Verwendung oder Her-
stellung von besonderem spaltbaren Material
besonders konstruiert oder vorbereitet ist.

§ 3. (1) Kontrollbehörde im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist der Bundeskanzler.

(2) Das Sicherheitskontrollsystem muß so be-
schaffen sein, daß dadurch die auf Grund des
Vertrages über die Nichtweiterverbreitung von
Atomwaffen übernommenen Verpflichtungen
erfüllt werden können; es muß den Grundsätzen
entsprechen, die in dem gemäß Art. III
Abs. 1 des Vertrages über die Nichtweiterver-
breitung von Atomwaffen zwischen der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation und der
Republik Österreich abgeschlossenen Abkom-
men (BGBl. Nr. 239/1972) festgelegt sind.

§ 4. (1) Der Bundeskanzler hat mit Verord-
nung das Sicherheitskontrollsystem gemäß die-
sem Bundesgesetz festzulegen.

(2) In der gemäß Abs. 1 zu erlassenden Ver-
ordnung sind insbesondere alle Verpflichtungen
im einzelnen festzulegen, die den Inhabern von
in § 2 Z. 1 und 2 genanntem Material obliegen.
Zu diesen Verpflichtungen gehören insbesondere
die Pflicht zur:

a) Erstellung und Übermittlung eines
Eröffnungsinventars über den Bestand an
Ausgangs- oder besonderem spaltbaren
Material,

b) Bekanntgabe und Übermittlung von In-
formationen über die Auslegung einer
bestehenden Anlage, über Änderungen an
einer bestehenden Anlage und über die
Auslegung einer neu zu errichtenden An-
lage, soweit solche Informationen zu einer
wirksamen Durchführung der Sicherheits-
kontrolle erforderlich sind,

c) Errichtung oder Änderung von Material-
bilanzbereichen auf Grund behördlichen
Bescheides,

d) Führung von Aufzeichnungen für jeden
Materialbilanzbereich unter Verwendung
entsprechender Meßsysteme,

e) Erstattung von periodischen Berichten
über den Bestand an Ausgangs- oder be-
sonderem spaltbaren Material,

f) Durchführung von Bestandsaufnahmen
über Ausgangs- oder besonderes spaltbares
Material und Erstattung von Berichten
darüber,

g) Meldung von Materialbestandsänderungen,

h) Meldung von Veränderungen des Stand-
ortes von Ausgangs- oder besonderem
spaltbaren Material,

i) Meldung von Ein- und Ausfuhren von
Ausgangs- oder besonderem spaltbaren
Material und

j) Duldung von Inspektionen; diese Inspek-
tionen haben insbesondere zur Aufgabe,
die von den Inhabern von Ausgangs- oder
besonderem spaltbaren Material zu füh-
renden Aufzeichnungen zu überprüfen,
unabhängige Messungen aller Materialien,
die der Sicherheitskontrolle unterliegen,
vorzunehmen und die Funktionsfähigkeit
und Eichung von Instrumenten und ande-
ren Meß- und Kontrolleinrichtungen zu
überprüfen.

(3) Soweit es zur Erfüllung der auf Grund
des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung
von Atomwaffen übernommenen Verpflich-
tungen erforderlich ist, bedarf die Ausfuhr von
Ausgangs- oder besonderem spaltbaren Material
(§ 2 Z. 1 und 2) und von Ausrüstung oder
Material, die bzw. das für die Aufarbeitung,
Verwendung oder Herstellung von besonderem
spaltbaren Material besonders konstruiert oder
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vorbereitet ist (§ 2 Z. 3), einer Bewilligung des
Bundeskanzlers. Die Bewilligung ist zu erteilen,
wenn sichergestellt ist, daß im Bestimmungs-
land das betreffende Ausgangs- oder besondere
spaltbare Material einer nach. Art. III des
Vertrages über die Nichtweiterverbreitung von
Atomwaffen erforderlichen Sicherheitskontrolle
unterworfen wird. Die Bewilligung ist gege-
benenfalls mit den erforderlichen Bedingungen
und Auflagen zu versehen.

(4) Der Bundeskanzler hat im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen, dem
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie und dem Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten durch Verordnung die Waren
festzulegen, deren Ausfuhr einer Bewilligung
gemäß Abs. 3 bedarf.

(5) Die Ausfuhr von in einer Verordnung
gemäß Abs. 4 genannten Waren ohne die nach
Abs. 3 erforderliche Bewilligung ist verboten.

§ 5. Durch dieses Bundesgesetz werden die
Bestimmungen des Strahlenschutzgesetzes (BGBl.
Nr. 227/1969) nicht berührt.

§ 6. Die Sicherheitskontrolle ist so durch-
zuführen, daß dabei

a) möglichst keine Störungen im ordent-
lichen Betriebsablauf auftreten,

b) die Wirtschaftlichkeit und Betriebssicher-
heit bei Kernanlagen oder bei Tätigkeiten
im Rahmen der friedlichen Verwendung
der Atomenergie nicht beeinträchtigt wird
und

c) der Schutz für verwertbares technisches
Wissen und sonstige Betriebsgeheimnisse
sichergestellt ist.

§ 7. (1) Einer Verwaltungsübertretung macht
sich schuldig, sofern die Tat nicht mit gericht-
licher Strafe bedroht ist, und ist mit einer Geld-
strafe bis zu 30.000 S, im Nichteinbringungsfall
mit Arrest bis zu 14 Tagen, zu bestrafen, auch
wenn es beim Versuch geblieben ist:

a) Wer das Eröffnungsinventar gemäß § 4
Abs. 2 lit. a nicht oder nicht ordnungs-
gemäß erstellt oder übermittelt,

b) wer Informationen gemäß § 4 Abs. 2 lit. b
nicht oder nicht ordnungsgemäß bekannt-
gibt und übermittelt,

c) wer Materialbilanzbereiche gemäß § 4
Abs. 2 lit. c nicht oder nicht ordnungs-
gemäß errichtet oder der behördlichen
Anordnung zur Änderung eines Material-
bilanzbereiches nicht oder nicht ordnungs-
gemäß Folge leistet,

d) wer Aufzeichnungen gemäß § 4 Abs. 2
lit. d nicht oder nicht ordnungsgemäß
führt,

e) wer Bestandsaufnahmen gemäß § 4 Abs. 2
lit. f nicht oder nicht ordnungsgemäß
durchführt,

f) wer Berichte gemäß § 4 Abs. 2 lit. e
und f oder Meldungen gemäß § 4 Abs. 2
lit. g, lit. h und lit. i nicht oder nicht
ordnungsgemäß erstattet,

g) wer die ordnungsgemäße Durchführung
von Inspektionen gemäß § 4 Abs. 2 lit. j
behindert oder zu vereiteln sucht.

(2) Wer vorsätzlich
a) Ausgangs- oder besonderes spaltbares Ma-

terial der Sicherheitskontroll« (§ 4) ent-
zieht,

b) eine Ware ohne die nach § 4 Abs. 3 erfor-
derliche Bewilligung ausfuhrt oder einer
Bedingung oder Auflage zuwiderhandelt,

c) einen Bewilligungsbescheid gemäß § 4
Abs. 3 zur Verwendung durch einen
Nichtberechtigten entgeltlich oder unent-
geltlich überläßt oder übernimmt, oder

d) durch unrichtige oder unvollständige An-
gaben eine Ausfuhrbewilligung gemäß
§ 4 Abs. 3 erschleicht

und dadurch die Gefahr herbeiführt, daß die
im § 2 genannten Materialien und Ausrüstungen
der Verwendung für Atomwaffen oder andere
nukleare Sprengvorrichtungen zugänglich wer-
den, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist,
wegen Vergehens mit Arrest bis zu drei Jahren
zu bestrafen. Neben der Freiheitsstrafe ist, falls
der Täter aus Gewinnsucht gehandelt hat, auf
Geldstrafe bis zu 500.000 Schilling zu erkennen.

(3) In den Fallen des Abs. 2 sind dem Täter
oder Mitschuldigen gehörige Waren, die den
Gegenstand der strafbaren Handlung bilden,
für verfallen zu erklären. Ist die Verfolgung
oder Verurteilung einer bestimmten Person
nicht möglich, so hat die Ratskammer auf An-
trag des öffentlichen Anklägers in einem selb-
ständigen Verfahren über den Verfall durch
Beschluß zu entscheiden. Macht ein anderer als
der Beschuldigte geltend, daß ihm ein Recht an
einem dem Verfall unterliegenden Gegenstand
oder ein Anspruch auf einen solchen zusteht,
so ist er als Beteiligter zur Hauptverhandlung
zu laden oder im selbständigen Verfahren vor
der Beschlußfassung zu hören, wenn dadurch
das Verfahren nicht ungebührlich verzögert
wird. Gegen den Beschluß der Ratskammer ist
die Beschwerde an den Gerichtshof zweiter
Instanz zulässig (§ 114 StPO).

(4) Über verfallene Materialien und Aus-
rüstungen verfügt der Bundeskanzler.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
a) hinsichtlich des Art. I die Bundesregie-

rung,
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b) hinsichtlich des Art. II mit Ausnahme des
§ 7 Abs. 2 und 3 der Bundeskanzler, in
den Fällen des § 4 Abs. 4 im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Fi-
nanzen, dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten,
hinsichtlich des § 4 Abs. 3 auch der
Bundesminister für Finanzen, soweit es
sich um die Ausfuhr von Waren handelt,

c) hinsichtlich des Art. II § 7 Abs. 2 und 3
der Bundesminister für Justiz

betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 0 9 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1972,
mit dem das Katastrophenfondsgesetz neuer-

lich geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Katastrophenfondsgesetz, BGBl. Nr. 207/

1966, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 310/1971 wird wie folgt geändert:

1. Im $ 1 lit. e sind nach den Worten „unbe-
schadet der Bestimmungen der lit. f" die Worte
„und g" einzufügen.

2. Im § 3 Abs. 1 wird nach lit. f folgende Be-
stimmung als Lit. g angeführt:

„g) Im Jahre 1972 sind von den zur Förde-
rung der Behebung von Schäden gemäß § 1
Abs. 1 im Vermögen physischer und juri-
stischer Personen mit Ausnahme von Ge-
bietskörpenrschaften auf dem Sonderkonto
des Bundesministeriums für Finanzen unter
der Bezeichnung ,Katastrophenfonds' bei
der Oesterreichischen Nationalbank ange-
legten Mittel des Fonds 60 Millionen Schil-
ling zusätzlich für Maßnahmen des Schutz-
baues zur Vorbeugung gegen künftige
Hochwasser- und Lawinenschäden mit
Ausnahme von Lawinenschutzbauten an
Bundesstraßen zu verwenden. Um diese
Maßnahmen im Jahre 1972 durchführen
zu können, wird für den Ausgabenansatz
1/53448 der ordentlichen Gebarung des
Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1972,
BGBl. Nr. 1, in der derzeit geltenden Fas-
sung ,Katastrophenfonds (Zweckgebun-
dene Gebarung): Vorbeugung gegen künf-
tige Hochwasser- und Lawinenschäden'
eine Überschreitung in Höhe von 60 Mil-

lionen Schilling genehmigt. Die Bedeckung
ist durch Mehreinnahmen beim finanzge-
setzlichen Ansatz 2/51247 «Entnahme aus
Rücklagen: Zweckgebundene Einnahmen-
Rücklage' sicherzustellen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

4 1 0 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1972
betreffend die unentgeltliche Übertragung
von Bundesdarlehen gegen die Kupferberg-
bau Mitterberg Gesellschaft m. b. H. an die
Österreichische Industrieverwaltungs-Aktien-

gesellschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Forderung des Bundes aus Darlehen
an die Kupferbergbau Mitterberg Gesellschaft
m. b. H. in Höhe von S 15,000.000•— wird
unentgeltlich an die Österreichische Industrie-
Verwaltungs-Aktiengesellschaft übertragen.

§ 2. Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar
veranlaßten Rechtsgeschäfte und Rechtsvorgänge
sind von der Gesellschaftssteuer und von den
Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

4 1 1 . Bundesgesetz vom 25. Oktober
1972 über die Behandlung eines Vermö-
gensweites des Sondervermögens „Deutsche
Umsiedlungs-Treuhand-Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung, Niederlassung Innsbruck

in Liquidation"

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Nach dem Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Italienischen Republik vom
17. Juli 1971 zur Regelung bestimmter finanziel-
ler und vermögensrechtlicher Fragen ist ein Be-
trag von 1,525.000 Schilling zum Ausgleich eines
bisher unberücksichtigt gebliebenen nicht liqui-
dierten Guthabens des Sondervermögens der
Republik Österreich (§ 7 Abs. 1 des 1. StVDG,
BGBl. Nr. 165/1956) „Deutsche Umsiedlungs-
Treuhand-Gesellschaft mit beschränkter Haftung,
Niederlassung Innsbruck in Liquidation", be-
stimmt.
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§ 2. Für das im § 1 genannte Sondervermögen
ist nach den Bestimmungen des Verwalter-
gesetzes 1952 in der derzeit geltenden Fassung
eine öffentliche Verwaltung einzurichten und
diesem der Betrag von 1,525.000 Schilling zuzu-
führen.

§ 3. Der öffentliche Verwalter hat beim Lan-
desgericht Innsbruck zu GZ S 48/58 den Antrag
auf Durchführung der Nachtragsverteilung des
erst nach Aufhebung des Konkurses hervorge-
kommenen zur Konkursmasse des Sondervermö-
gens gehörigen Betrages zu stellen.

§ 4. (1) Eine inzwischen allenfalls eingetretene
Verjährung von Forderungen, die seinerzeit bei
der Verteilung berücksichtigt worden sind, ist
nicht zu beachten.

(2) Die Kosten der öffentlichen Verwaltung
sind vom Sondervermögen zu tragen und im
Konkurs als Masseforderung im Sinne des § 46
Abs. 1 Z. 1 der KO zu berücksichtigen.

§ 5. Dieses Bundesgesetz tritt gleichzeitig mit
dem Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Italienischen Republik vom 17. Juli
1971 zur Regelung finanzieller und vermögens-
rechtlicher Fragen in Kraft.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich
des § 4 im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Justiz, betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Broda

4 1 2 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1972,
mit dem das Gehaltskassengesetz 1959 ge-
ändert wird (Gehaltskassengesetznovelle

1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltskassengesetz 1959, BGBl. Nr. 254,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 3 ist die Klammer erst
nach dem Wort „Dispensanten" zu schließen.

2. Im Abs. 3 des § 3 haben die Worte „oder
als Dispensanten" zu entfallen.

3. Im Abs. 2 des § 4 haben die Worte „und
Dispensanten" zu entfallen.

4. Die lit. c des Abs. 2 des $ 6 hat zu lau-
ten:

„c) bei Mitgliedern in der Abteilung der Dienst-
geher, ausgenommen die Miteigentümer,
1 v. H. der für einen im Volldienst stehen-
den vertretungsberechtigten Apotheker

monatlich zu entrichtenden Gehaltskassen-
umlage zuzüglich 8 v. H. der Umlage, die
für jeden in der Apotheke tätigen ver-
tretungsberechtigten Apotheker, Aspiranten
und Dispensanten zu leisten ist; werden
keine vertretungsberechtigten Apotheker,
Aspiranten und Dispensanten in der Apo-
theke beschäftigt, ist an Stelle des Betrages
von 1 v. H. der für einen im Volldienst
stehenden vertretungsberechtigten Apothe-
ker monatlich zu entrichtenden Gehalts-
kassenumlage 8 v. H. dieser Umlage zu
entrichten;"

5. Dem Abs. 2 des § 6 ist eine lit. d folgenden
Inhalts anzufügen:

„d) bei Mitgliedern in der Abteilung der Dienst-
gäber, ausgenommen die Miteigentümer,
0•1 v. H. des Betrages des in ihrer Apo-
theke im vorangegangenen Kalenderjahr
mit den begünstigten Beziehern getätigten
Umsatzes zur Erfüllung der gemäß § 1
Abs. 2 lit. b der Gehaltskasse obliegenden
Aufgaben."

6. Im Abs. 1 des § 7 halben die Worte „und
für jeden Dispensanten" zu entfallen.

7. Abs. 1 bis 3 des § 8 haben zu lauten:

„§ 8. (1) Die Nachkommen und Ehegatten
eines Mitgliedes der Gehaltskasse in der Abteilung
der Dienstgeber, die in dessen Apotheke als
pharmazeutische Fachkraft im Dienst stehen,
können auf die Dauer dieses Dienstes auf die
Besoldung durch die Gehaltskasse verzichten.
Die Verzichtserklärung ist schriftlich aus Anlaß
der erstmaligen Anmeldung eines solchen Dien-
stes bei der Gehaltskasse abzugeben; sie ist un-
widerruflich.

(2) Die Vorfahren eines Mitgliedes der Ge-
haltskasse in der Abteilung der Dienstgeber, die
in dessen Apotheke als pharmazeutische Fachkraft
im Dienst stehen, werden für die Dauer dieses
Dienstes durch die Gehaltskasse nicht besoldet.

(3) Für jede pharmazeutische Fachkraft, die
gemäß Abs. 1 auf die Besoldung durch die Ge-
haltskasse verzichtet hat, sowie für jeden der im
Abs. 2 angeführten Vorfahren hat das der Ge-
haltskasse in der Abteilung der Dienstgeber an-
gehörende Mitglied statt der Gehaltskassenumlage
monatlich einen Riskenausgleichsbeitrag zu ent-
richten."

8. Im Abs. 4 des § 8 sind nach dem Wort „Ge-
haltskassenumlage" die Worte „für einen ver-
tretungsberechtigten Apotheker" einzufügen.

9. Der Abs. 5 des § 8 hat zu entfallen.

10. Der Abs. 6 des § 8 ist als Abs. 5 zu be-
zeichnen.
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11. Der Abs. 7 des § 8 ist als Abs. 6 zu be-
zeichnen und hat zu lauten:

„(6) Die Gehakskasse hat den Riskenausgleichs-
beitrag bei jeder Änderung der Gehaltsschemen
oder der Gehaltskassenumlagen neu zu berechnen
und nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes kundzumachen."

12. Der Abs. 2 des § 9 hat zu lauten:

„(2) Auf Antrag des Dienstgebers ist ein Vor-
schreibungsbescheid zu erlassen; der Antrag ist
längstens bis zum Ablauf des der Vorschreibung
(Abs. 1) folgenden Monats zu stellen."

13. Dem § 9 ist ein Abs. 7 folgenden Inhalts
anzufügen:

„(7) Zu Unrecht entrichtete Zahlungen für
Vorschreibungen nach Abs. 1 können innerhalb
von drei Jahren nach der Zahlung, sofern sie
jedoch durch Nichteinhaltung der Meldevorschrif-
ten (§ 10 Albs. 1) entstanden sind, innerhalb
eines Jahres zurückgefordert werden."

14. § 10 hat zu lauten:

„§ 10. (1) Der Leiter einer öffentlichen Apo-
theke (Konzessionsträger, Inihaber, Pächter oder
verantwortlicher Leiter) oder einer Anstalts-
apotheke ist verpflichtet, binnen drei Tagen die
Aufnahme und die Beendigung des Dienstes einer
pharmazeutischen Fachkraft sowie alle für die
Vorschreibung (§ 9 Abs. 1) maßgebenden Tat-
sachen der Gehaltskasse zu melden.

(2) Die durch Unterlassung einer Meldung
oder Erstattung einer dem Dienstausmaß wider-
sprechenden oder sonst unrichtigen Meldung der
Gehaltskasse entgangenen Gehaltskassenumlagen,
Riskenausgleichsbeiträge und Mitgliedsbeiträge
sind nachzuzahlen. Gleichzeitig ist ein Säumnis-
zuschlag in der Höhe von 6 v. H. der nachzu-
zahlenden Beträge zu leisten.

(3) Ansprüche im Sinne des Abs. 2 erlöschen
mit Ablauf von drei Jahren nach Kenntnis der
die Zahlungspflicht begründenden Umstände."

15. Der Abs. 1 des § 12 hat zu lauten:

„§ 12. (1) Der Bemessung der den angestellten
vertretungsberechtigten Apothekern und Dispen-
santen gebührenden Bezüge sind Gehaltsschemen
zugrunde zu legen, die 18 Gehaltsstufen zu um-
fassen haben. Die Entlohnung für Aspiranten
hat für die einjährige Dauer der Ausbildung und
deren allfällige Verlängerung aus einem einheit-
lichen Monatsbezug zu bestehen. Die Gehalts-
schemen, die Höhe der Entlohnung, die Höhe
der Familienzulagen, die Höhe und die Anzahl
der Sonderzahlungen sind vom Vorstand nach
Anhörung der Kollektivvertragspartner festzu-
setzen und kundzumachen."

16. Die Abs. 4, 5 und 6 des § 12 haben zu
lauten:

„(4) Die einem Aspiranten gebührende Ent-
lohnung ist mit mindestens 20 v. H. und höch-
stens 50 v. H. des Durchschnittes der 18 Ge-
haltsstufen für vertretungsberechtigte Apotheker
festzusetzen.

(5) Die Einreihung in eine Gehaltsstufe hat
sich nach den in öffentlichen Apotheken oder in
Anstaltsapotheken als vertretungsberechtigter
Apotheker oder Dispensant tatsächlich zurück-
gelegten und bei der Gehaltskasse gemeldeten
Dienstzeiten und nach den für die Vorrückung
in höhere Bezüge angerechneten Zeiträumen zu
richten.

(6) Die Vorrückungsfrist in die nächste Ge-
haltsstufe hat zwei im Volldienst zurückgelegte
oder als Volldienst angerechnete Jahre zu be-
tragen."

17. Im Abs. 1 des § 13 hat der Ausdruck „(Ent-
lohnungs)" zu entfallen.

18. Im Abs. 2 des § 13 sind die Worte
„180 Stunden" durch die Worte „172 Stunden"
zu ersetzen.

19. Der Abs. 1 des § 14 hat zu lauten:

„§ 14. (1) Entgelte für Mehrdienstleistungen
(z. B. Überstunden) sowie sonstige kollektiv-
vertraglich vereinbarte Bezugsanteile (z. B. Leiter-
zulage, Ausgleichszulage, Belastungszulage, Nacht-
dienstabgeltung u. dgl.) sind vom Dienstgeber
selbst zu entrichten. Derartige Ansprüche können
nur dem Dienstgeber gegenüber geltend gemacht
werden."

20. Die lit. f des Abs. 2 des § 15 hat zu
lauten:

„f) Zeiten vor dem 1. April 1951, während
deren ein Miteigentümer als pharmazeuti-
sche Fachkraft in seiner Apotheke tätig
war."

21. Die lit. c des Abs. 1 des § 1 6 hat zu
lauten:

„c) Zeiten
1. einer wissenschaftlichen, mit der pharma-

zeutischen Berufsausbildung zusammen-
hängenden Lehrtätigkeit an Instituten und
Laiboratorien der österreichischen Uni-
versitäten;

2. einer pharmazeutisch-fachlichen Tätigkeit
in behördlich autorisierten Unter-
suchungsanstalten, in der inländischen
pharmazeutischen Industrie oder im in-
ländischen pharmazeutischen Großhandel;

3. einer Tätigkeit als Angestellter der
pharmazeutischen Berufskörperschaften
und der pharmazeutischen Fachpresse;
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4. einer Berufsausübung als beamteter Apo-
theker in einer öffentlichen Apotheke
oder einer Anstaltsapotheke vor dem
1. Juli 1960;"

22. Der § 17 hat zu entfallen.

23. Im Abs. 2 des § 23 sind in der lit. b die
Worte „24. Lebensjahres" durch die Worte
„26. Lebensjahres" und in der lit. c die Worte
„24. Lebensjahr" durch die Worte „26. Lebens-
jahr" zu ersetzen.

24. Der Abs. 5 des § 23 hat zu lauten:

„(5) Ob ein Kind als versorgt anzusehen ist,
hat sich nach den für die Bundesbediensteten
geltenden Vorschriften über den Anspruch auf
Steigerungsbeträge zum Grundbetrag der Haus-
haltszulage zu richten."

25. Die lit. b und c des Abs. 2 des § 24 haben
zu lauten:

„b) nichtverheirateten, von der Gehaltskasse be-
soldeten Dienstnehmern, deren Haushalt
ein Kind angehört, für das ihnen die Kin-
derzulage gebührt;

c) den von der Gehaltskasse besoldeten Dienst-
nehmern, deren Ehe geschieden, aufgehoben
oder für nichtig erklärt worden ist, wenn
sie verpflichtet sind, für den Unterhalt ihrer
früheren Ehefrau aufzukommen oder mit
einem Betrag beizutragen, der höher als
die Haushaltszulage ist."

26. Der § 26 ist wie folgt zu ergänzen:

„Eine Frau ist dann als Familienerhalterin
anzusehen, wenn das Einkommen des Ehegatten
50 v. H. des Einkommens der Ehegattin nicht
übersteigt und unter dem Betrag der ersten
Gehaltsstufe eines vertretungsberechtigten Apo-
thekers im Voltdienst liegt, oder wenn das ge-
meinsame Einkommen diesen Betrag nicht er-
reicht. Wenn beide Ehegatten durch die Gehalts-
kasse besoldet werden, gebührt die Haushalts-
zulage dem in einem höheren Dienstausmaß
stehenden, oder bei gleichem Dienstausmaß, dem
höher besoldeten Eheteil."

27. Im Abs. 1 des § 27 ist der Ausdruck „bin-
nen einem Monat" jeweils durch den Ausdruck
„binnen drei Monaten" zu ersetzen.

28. Der § 29 ist als § 29 Abs. 1 zu bezeichnen
und diesem ein Abs. 2 folgenden Inhalts anzu-
fügen:

„(2) Bei Entstehen eines Anspruches gemäß
Abs. 1 ist dieser, soweit er die Gehaltskassen-
besoldung betrifft, durch die Gehaltskasse zu be-
messen und auszuzahlen. Dem Dienstgeber ist
hiefür die entsprechende Anzahl an Umlagen vor-
zuschreiben (§ 7 Abs. 5)."

29. Im Abs. 2 des § 31 haben die Worte „mit
Zweidrittelmehrheit zu fassenden" zu entfallen.

30. Der Abs. 1 des § 32 hat zu lauten:

„§ 32. (1) Der Anspruch auf Gehalt entsteht
mit Beginn des Dienstverhältnisses und erlischt
mit Beendigung desselben."

31. Der § 34 ist als § 34 Abs. 1 zu bezeichnen
und diesem ein Abs. 2 folgenden Inhalts anzu-
fügen:

„(2) Bezugsansprüche nach diesem Bundesgesetz
verjähren gegenüber der Gehaltskasse nach drei
Jahren ab Fälligkeit."

32. § 35 hat zu tauten:
„§ 35. Die Gehaltskasse ist berechtigt, aus dem

Wohlfahrt«- und Unterstützungsfonds (§ 49
Abs. 3) einmalige oder wiederkehrende Zuwen-
dungen an pharmazeutische Fachkräfte, deren
Angehörige oder deren Hinterbliebene sowie Stu-
dierende der Pharmazie unter Berücksichtigung
der Familien-, Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse zu gewähren."

33. Der Abs. 3 des $ 49 hat zu lauten:

„(3) Die Eingänge an Mitgliedsbeträgen ge-
mäß § 6 Abs. 2 lit. a, b und c sowie allfällige
Überschüsse aus dem Reservefonds sind einem
Wohlfahrts- und Unterstützungsfonds zuzufüh-
ren. Aus den Mitteln dieses Fonds sind die im
§ 35 angeführten Aufgaben zu bestreiten."

Artikel II

1. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1973
in Kraft.

2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz, hinsichtlich Art. I Z. 15, 17 bis 19, 28,
30 und 31 im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Justiz betraut.

Jonas
Kreisky Leodolter Broda

4 1 3 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1972
über die Abgabe von Arzneimitteln auf
Grund ärztlicher Verschreibung (Rezept-

pflichtgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Arzneimittel, die auch bei bestimmungs-
mäßigem Gebrauch das Leben oder die Gesund-
heit von Menschen oder Tieren gefährden
können, wenn sie ohne ärztliche oder tierärzt-
liche Überwachung angewendet werden, dürfen
nach Maßgabe der Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes und der auf Grund dieses Bundesge-
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setzes erlassenen Verordnungen in Apotheken
nur auf Grund ärztlicher Verschreibung (Rezept
eines Arztes oder Tierarztes) abgegeben werden.
Solche Arzneimittel dürfen an Dentisten über
deren eigene Verschreibung insoweit abgegeben
werden, als sie gemäß § 2 lit. c des Dentisten-
gesetzes, BGBl. Nr. 90/1949, zur Verschreibung
solcher Arzneimittel berechtigt sind.

§ 2. (1) Der Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz hat unter Bedachtnahme auf
den jeweiligen Stand der medizinischen Wissen-
schaft durch Verordnung zu bestimmen, welche
Arzneimittel auch bei bestimmungsmäßigem Ge-
brauch das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen oder Tieren gefährden können, wenn sie
ohne ärztliche oder tierärztliche Überwachung
angewendet werden, und in welchem Umfang
sie der Albgabebeschränkung nach § 1 unter-
liegen.

(2) Der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz hat ferner, ungeachtet der Be-
stimmung des Abs. 1 bei der Zulassung einer
pharmazeutischen Spezialität eine Abgabebe-
schränkung nach § 1 festzusetzen, wenn dies nach
dem Stand der medizinischen Wissenschaft auf
Grund der besonderen Zusammensetzung oder
einer bestimmten Indikation der pharmazeuti-
schen Spezialität notwendig ist.

(3) Der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz hat ungeachtet der Bestimmung
des Abs. 1 bei der Zulassung einer pharmazeuti-
schen Spezialität festzustellen, daß diese nicht
einer Abgabebeschränkung nach $ 1 unterliegt,
wenn nach dem Stand der medizinischen Wissen-
schaft auf Grund der besonderen Zusammen-
setzung oder einer bestimmten Indikation der
pharmazeutischen Spezialität diese das Leben
oder die Gesundheit von Menschen oder Tieren
bei bestimmungsmäßigem Gebrauch nicht gefähr-
den kann.

§ 3. (1) Ein Rezept im Sinne des Bundes-
gesetzes hat zu enthalten:

a) Den Namen und Berufssitz des gemäß § 1
zur Verschreibung Berechtigten;

b) den Namen der Person oder der Kranken-
anstalt, für die das Medikament bestimmt
ist;

c) die Bezeichnung des verordneten Arznei-
mittels;

d) die Darreichungsform, Menge und Stärke
des verordneten Arzneimittels;

e) die Gebrauchsanweisung — bei pharma-
zeutischen Spezialitäten jedoch nur dann,
wenn der Verschreibende eine von der bei-
gedruckten oder beigelegten Gebrauchsan-
weisung abweichende anordnet;

f) bei Verschreibungen für ein Kind dessen
Geburtsjahr;

g) das Ausstellungsdatum und
h) die eigenhändige Unterschrift des Ver-

schreibenden.

(2) Fehlen die im Abs. 1 lit. d, e und g ange-
führten Angaben, so darf der Apotheker nach
eingeholter Weisung des Arztes die fehlenden An-
gaben nachtragen.

(3) Fehlt die im Abs. 1 lit. f angeführte An-
gabe, so hat der Apotheker diese nach Feststel-
lung zu ergänzen.

§ 4. (1) Ein Rezept verliert seine Gültigkeit,
wenn die erste Abgabe nicht spätestens einen
Monat nach dem auf ihm angegebenen Ausstel-
lungsdatum erfolgt, jedenfalls aber sechs Monate
nach dem Ausstellungsdatum.

(2) Sofern vom Verschreibenden auf dem Re-
zept nichts anderes vermerkt ist, darf die Ab-
gabe fünfmal wiederholt werden» Die wieder-
holte Abgabe eines Arzneimittels ist verboten,
wenn das Arzneimittel auf Grund der gemäß § 2
erlassenen Verordnung einer solchen Abgabebe-
schränkung (Wiederholungsverbot) unterworfen
ist und der Verschreibende auf dem Rezept nicht
ausdrücklich die wiederholte Abgabe angeordnet
hat.

(3) Bei jeder Abgabe eines rezeptpflichtigen
Arzneimittels ist auf dem Rezept die Bezeich-
nung der Apotheke, der Tag der Abgabe und
das Kennzeichen des Expedierenden zu ver-
merken.

(4) Die Abgabe eines rezeptpflichtigen Arznei-
mittels auf Grund eines Rezeptes, das nicht den
Vorschriften des § 3 entspricht oder dessen Gül-
tigkeit abgelaufen ist, ist verboten.

(5) Der Apotheker ist berechtigt, in beson-
deren Notfällen Arzneimittel auch ohne Vor-
liegen eines Rezeptes abzugeben; jedoch nur in
der kleinsten im Handel erhältlichen Packung.

§ 5. (1) Beim Bundesministerium für Gesund-
heit und Umweltschutz ist als beratendes Organ
in Fragen der Abgabebeschränkung von Arznei-
mitteln eine Kommission (Rezeptpflichtkommis-
sion) einzurichten.

(2) Der Rezeptpflichtkommission haben als
Mitglieder anzugehören:

a) Der Vorstand eines österreichischen Uni-
versitätsinstitutes für Pharmakologie;

b) ein Vertreter der Österreichischen Apo-
thekerkammer;

c) ein Vertreter der Österreichischen Ärzte-
kammer;

d) ein Vertreter der Bundeskammer der Tier-
ärzte Österreichs;

e) ein Vertreter des Hauptverbandes der
Österreichischen Sozialversicherungsträger;

f) der Leiter der Bundesanstalt für chemische
und pharmazeutische Untersuchungen;
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g) der Leiter der Bundesstaatlichen Anstalt
für experimentell-pharmakologische und
balneologische Untersuchungen;

h) ein Experte der Hersteller pharmazeu-
tischer Produkte.

(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu
bestellen.

(4) Die Mitglieder der Rezeptpflichtkommis-
sion und deren Stellvertreter sind, soweit es sich
um Mitglieder des Lehrkörpers einer österreichi-
schen Universität handelt, im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung, die in Abs. 2 lit. b bis e und h genann-
ten Mitglieder und deren Stellvertreter nach An-
hören der beteiligten Interessenvertretungen vom
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz für die Dauer von fünf Jahren zu be-
stellen. Die Tätigkeit in der Rezeptpflichtkom-
mission ist ehrenamtlich auszuüben. Allfällige
Reisekosten sind den Mitgliedern der Rezept-
pflichtkommission nach den Bestimmungen der
für Bundesbedienstete jeweils geltenden Reise-
gebührenvorschrift zu ersetzen.

(5) Der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz hat einen Beamten seines Ministe-
riums mit dem Vorsitz in der Rezeptpflichtkom-
mission zu betrauen.

§ 6. Wer
a) entgegen den Vorschriften dieses Bundes-

gesetzes ein Arzneimittel albgibt oder
b) zum Zwecke eines unbefugten Arznei-

mittelbezuges ein Rezept fälscht oder ver-
fälscht oder

c) mit einem gefälschten oder verfälschten
Rezept in einer Apotheke ein Arzneimittel
bezieht oder dies versucht,

macht sich, sofern die Tat nicht mit gerichtlicher
Strafe bedroht ist, einer Verwaltungsübertretung
schuldig und ist mit Geldstrafe bis zu 30.000 S
oder mit Arrest bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

§ 7. Dieses Bundesgesetz findet auf Arznei-
mittel, die den Bestimmungen des Suchtgiftge-
setzes 1951, BGBl. Nr. 234, in der jeweils gel-
tenden Fassung, unterliegen, keine Anwendung.

§ 8. (1) Die Bestimmungen der §§ 2 Abs. 2
und 3, 3, 4 und 6 dieses Bundesgesetzes treten
am 1. Oktober 1973 in Kraft.

(2) Mit Ausnahme der §§ 3, 4 und 6 tritt dieses
Bundesgesetz hinsichtlich der Abgabe pharma-
zeutischer Spezialitäten, die bis 30. September
1973 gemäß den Bestimmungen der Spezialitäten-
ordnung, BGBl. Nr. 99/1947, in der Fassung
der Verordnungen BGBl. Nr. 112/1948 und BGBl.
Nr. 126/1952 zugelassen wurden, erst am 1. Ok-
tober 1974 in Kraft; bis zu diesem Zeitpunkt
hat das Bundesministerium für Gesundheit und
Umweltschutz die gemäß § 7 der Spezialitäten-
ordnung erlassenen Bescheide hinsichtlich des
Vermerkes, daß die pharmazeutische Spezialität
nur über ärztliche oder tierärztliche Verschrei-
bung abgegeben werden darf, entsprechend den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verord-
nung abzuändern.

(3) Mit dem Inkrafttreten der auf Grund des
§ 2 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes erlassenen Ver-
ordnung verliert die Verordnung vom 28. Jän-
ner 1941 über die Abgabe stark wirkender
Arzneimittel sowie Beschaffenheit und Bezeich-
nung der Arzneigläser und Standgefäße in den
Apotheken in den Reichsgauen der Ostmark
und im Reichsgau Sudetenland, DRGBl. I S. 47,
ihre Wirksamkeit.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz, hinsichtlich des § 5 Abs. 4, soweit
es sich um Mitglieder des Lehrkörpers einer öster-
reichischen Universität handelt, im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung, betraut.

Jonas
Kreisky Leodolter Firnberg
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